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LANDES - POLIZEISTRAFGESETZ (161) 

Gesetz vom 12. März 1986, mit dem verwaltungsstrafrechtliche Bestimmungen erlassen werden (Bgld. Landes-
Polizeistrafgesetz - Bgld. PolStG), LGBl. Nr. 35/1986, 32/2001, 34/2001, 7/2010, 24/2013, 79/2013

A u s z u g :

I. ABSCHNITT
. . . . . . . . . . . .

II. ABSCHNITT
. . . . . . . . . . . .

III. ABSCHNITT

§ 7
Halten von Tieren

(1) Der Halter eines Tieres hat dieses in einer Wei se zu beaufsichtigen oder zu verwahren, daß durch das Tier
dritte Personen weder gefährdet noch über das zumutbare Maß hinaus belästigt wer den, noch darf er gegen die auf
Grund der Abs. 2 und 3 erlassenen behördlichen Anordnungen oder Verordnungen verstoßen. Als unzumutbare Be -
lästigung Dritter gilt insbesondere auch die Verunreinigung von Kinderspielplätzen und ähnlichen Flä chen.

(2) Die Gemeinde hat das Halten von Tieren in einer Wohnung einschließlich deren Nebenräumen wie Keller
und Dachbodenräume oder sonst in Ge bäuden, in einem Garten oder auf anderen Grundflächen unbeschadet der
hiefür sonst geltenden Rechtsvorschriften zu untersagen, wenn ihr be kannt wird, daß durch die Tierhaltung dritte
Personen gefährdet oder über das zumutbare Maß hinaus be lästigt werden. Wenn es zur sicheren Behebung der Ge-
fährdung oder Belästigung ausreichend erscheint, kann die Gemeinde anstelle einer solchen Untersagung auch be-
stimmte Anordnungen für das Halten der Tiere treffen.

(3) Die Gemeinde kann, wenn und soweit dies zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von Menschen oder Sachen
erforderlich ist, allgemein oder im Einzelfall anordnen, daß Hunde außerhalb von Ge bäuden und von ausreichend ein-
gefriedeten Grundflächen oder an bestimmten Orten an einer Lei ne geführt werden müssen, einen Maulkorb tragen
müssen oder an bestimmten Orten nicht mitgeführt werden dürfen. Ausgenommen von solchen Anordnungen sind
Hunde während des Einsatzes und während der Ausbildung für Zwecke, deren Verwirklichung die verhängte Maß-
nahme ihrer Natur nach aus schließt, wie für Zwecke der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Führung von Blin-
den, der Jagd und des Hilfs- und Rettungswesens.

4) Einer Beschwerde gegen einen Bescheid nach Abs. 2 und 3 kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 

IV. ABSCHNITT
. . . . . . . . . . . .

V. ABSCHNITT. . . . . . . . . . . .
§ 13

Strafbestimmungen
(1) Wenn hinsichtlich der §§ 1, 2 und 3 die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fal-

lenden strafbaren Handlung bildet oder nach einer anderen Verwaltungsstrafbestimmung mit einer strengeren Strafe
bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, im Wirkungsbereich
der Bundespolizeidirektion Eisenstadt hinsichtlich der Verwaltungsübertretungen gemäß  der §§ 1, 2, 3, 4, 5 und 6
von dieser zu bestrafen, wer 

1.  . . . . . . . . . .
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2. . . . . . . . . . .
3. . . . . . . . . . .
4. . . . . . . . . . .
5. . . . . . . . . . .
6. entgegen § 7 Tiere hält oder gegen die auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 erlassenen behördlichen Anordnungen

oder Verordnungen verstößt; 
7. . . . . . . . . . .
8. . . . . . . . . . .
9. . . . . . . . . . . 
(2) Die Strafe ist für Verwaltungsübertretungen
1. nach Abs. 1 Z. 1, 2, 6, 8 und 9 Geldstrafe bis zu  360 Euro ;
2. . . . . . . . . . .
3. . . . . . . . . . .
im Falle der Uneinbringlichkeit Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen, bei Wiederholung Geldstrafe bis 14.500 Euro,

im Falle der Uneinbringlichkeit Freiheitsstrafe bis zu acht Wochen.
(3) Tiere, die den Gegenstand einer Verwaltungsübertretung gemäß §§ 7 und 8 bilden, können für verfallen erklärt

werden, wenn durch sie dritte Personen ernsthaft gefährdet oder in unzumutbarem Maß belästigt werden und Abhilfe
nicht anders als durch Abnahme des Tieres erreicht werden kann. Solche Tiere sind nach Maßgabe der Umstände
des Einzelfalles in Freiheit zu setzen, tierfreundlichen Personen bzw. Einrichtungen zu übergeben oder schmerzlos
zu töten.

(4) . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . .


